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Der Bundesminister 

für Arbeit und Sozialordnung Bonn, den 25. März 1968 

Ia 3 - 108 50.2 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Rechts- und Amtshilfe zwischen Allgemeinen Ortskran- 
kenkassen und Verfassungsschutzbehörden und Wah- 
rung des Arztgeheimnisses 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
- Drucksache V/2639 - 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Welche Möglichkeiten hat die Bundesregierung zu verhindern, 
daß eine mißbräuchliche Inanspruchnahme von Karteikarten der 
Allgemeinen Ortskrankenkassen für Zwecke des Verfassungs- 
schutzes erfolgt oder auch nur deren Anschein erweckt wird? 

Die mißbräuchliche Inanspruchnahme von Karteikarten der 
Allgemeinen Ortskrankenkassen für Zwecke des Verfassungs- 
schutzes zu verhindern, ist in erster Linie Aufgabe der Be- 
hörden, denen die Aufsicht über die Verfassungsschutzbehörden 
und die Allgemeinen Ortskrankenkassen obliegt. 

Die Allgemeinen Ortskrankenkassen sind mit einer einzigen 
Ausnahme landesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen 
Rechts; ihre Aufsichtsbehörden sind daher Landesbehörden. 
Das Aufsichtsrecht erstreckt sich darauf, daß Gesetz und Sat- 
zung beachtet werden (§ 30 der Reichsversicherungsordnung). 
Die Inanspruchnahme der Karteikarten darf nicht das gesetz- 
liche Schweigegebot der §§ 141 und 142 der Reichsversiche- 
rungsordnung verletzen. Unter das Schweigegebot fallen nicht 
Auskünfte über Anschrift und Arbeitsstelle einzelner Mitglie- 
der. Allein hieran besteht aber ein Interesse der Verfassungs- 
schutzbehörden. 

Im übrigen ist durch eine Vereinbarung zwischen dem Herrn 
Bundesminister des Innern und mir sichergestellt, daß die So- 
ziaiversicheruugsträger bei Zweifeln über Inhalt und Umfang 
der Amtshilfepflicht die Aufsichtsbehörde bzw. das Bundesmi- 
nisterium für Arbeit- und Sozialordnung unterrichten. 
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2. Welche Gründe sprechen gegen die Beschränkung der behörd- 
lichen Rechts- und Amtshille auf schriftliche Auskünfte, die den 
Vertrauensschutz der Versicherten und die Geheimniswahrung 
gemäß § 141 RVO gewährleisten ? 

Die Rechts- und Amtshilfe, die sich alle Behörden gegenseitig 
zu leisten haben (Artikel 35 des Grundgesetzes), ist nicht auf 
schriftliche Auskünfte besdiränkt. Wollte man eine solche Be- 
schränkung herbeiführen, bedürfte es hierzu eines besonderen 
Gesetzes. Eine solche Regelung ist nicht zu befürworten. Die 
auskunftsberechtigten Behörden sind nicht selten darauf an- 
gewiesen, innerhalb kurzer Frist bestimmte Tatsachen zu er- 
mitteln. Dies läßt sich oft nur durch mündliche Auskünfte er- 
reichen. 

Nach den bisherigen Erfahrungen wird die Auskunftserteilung 
auch so gehandhabt, daß der Beamte der auskunftsberechtigten 
Behörde in den Räumen der Krankenkasse den Namen der 
betreffenden Person nennt und der Bedienstete der Kranken- 
kasse anhand seiner Karteikarten Auskunft über Anschrift und 
und Arbeitsplatz gibt. Gegen dieses Verfahren dürften keine 
Bedenken bestehen. 


3. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß sich die Rechts- 
grundlage für die Rechts- und Amtshilfe in §§ 115, 116 RVO 
auf den Vollzug dieses Gesetzes beschränkt und nicht Ver- 
fassungsschutzzwecken dienen darf? 


Die Bundesregierung teilt die Auffassung, daß sich die in §§ 
115 und 116 der Reichsversicherungsordnung geregelte Amts- 
hilfe auf den Vollzug dieses Gesetzes beschränkt. Sie ist aller- 
dings weiter der Ansicht, daß diese Vorschriften die Amtshilfe- 
pflicht der Sozialversicherungsträger gegenüber anderen Be- 
hörden nicht abschließend regeln. Die allgemeine Beistands- 
pflicht aller Behörden untereinander hat in Artikel 35 des 
Grundgesetzes ihren verfassungsrechtlichen Niederschlag ge- 
funden. Danach leisten sich alle Behörden des Bundes und der 
Länder gegenseitig Rechts- und Amtshilfe. Gegenstand der 
Amtshilfepflicht ist auch die Erteilung von Auskünften, 

Behörden im Sinne des Artikels 35 des Grundgesetzes sind 
nach der in Literatur und Rechtsprechung herrschenden Mei- 
nung auch die Sozialversicherungsträger. Die in Artikel 35 
des Grundgesetzes normierte Amtshilfepflicht geht aus von 
dem Grundsatz der Einheitlichkeit der Staatsgewalt und des 
Staatszwecks. Deshalb kommt Behördeneigenschaft im amts- 
hilferechtlichen Sinn allen öffentlichen Einrichtungen zu, die 
zur Erreichung staatlicher Ziele tätig werden. 
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4. In welcher Weise wird das Arztgeheimnis zum Schutz der 
Kriegsbeschädigten gewahrt, für welche die Bezeichnung des 
Leidens bzw. die ärztliche Diagnose sogar in Rezepte des be- 
handelnden Arztes aufgenommen werden muß ? 

Die Frage bezieht sich offensichtlich auf Kriegsbeschädigte, 
die, ohne Mitglied einer Krankenkasse zu sein, einer Kasse 
zugeteilt sind und von dieser betreut werden. Dieser Per- 
sonenkreis ist in einer sogenannten „Zugeteilten-Kartei" er- 
faßt. Die Karteikarten enthalten — ähnlich wie die Karteikarten 
der Kassenmitgheder — lediglich die persönlichen Daten des 
Kriegsbeschädigten. 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß bisher Rezepte 
oder sonstige Unterlagen ärztlichen Inhalts Gegenstand eines 
Amtshilfeersuchens gewesen sind. Diese Unterlagen sind als 
Bestandteil der Versorgungsakten nur solchen Personen zu- 
gänglich, die in derselben Weise der Schweigepflicht unter- 
worfen sind wie die Ärzte selbst. Dies ist durch § 12 des Ge- 
setzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegsopferversor- 
gung und die dazu ergangene Verwaltungsvorschrift Nr. 9 
angeordnet. 

Im übrigen trifft es nicht zu, daß bei Kriegsbeschädigten in 
Rezepten des behandelnden Arztes die Bezeichnung des Lei- 
dens bzw. die ärztliche Diagnose aufgenommen werden muß. 
Lediglich im Bundesbehandlungsschein, der ebenfalls Bestand- 
teil der Versorgungsakten ist, wird die Diagnose angegeben. 
Hierauf kann deshalb nicht verzichtet werden, weil Kriegsbe- 
schädigte im allgemeinen nur Anspruch auf Heilbehandlung 
für die anerkannten Schädigungsfolgen haben. 


Hans Katzer 
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